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Kein Land der Teilhabe
Heute haben Zuwanderer in Deutschland bessere Entwicklungschancen als früher – aber gut sind diese noch nicht
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Die Programmierung von
Willkommenskultur be-
ginnt zu einer Willkom-

mensindustrie zu werden. Alle re-
den von „Willkommenskultur“ –
die Integrationsbeauftragten auf
kommunaler, Länder- und Bun-
desebene, das Bundesamt für Mi-
gration und Flüchtlinge, Unter-
nehmen und Unternehmerver-
bände, Stiftungen und private
Agenturen, die dazu ihre „Werk-
zeugkoffer für Willkommenskul-
tur“ anpreisen.

Willkommenskultur gegen-
über Neuzuwanderern predigen
heute in salbungsvollem Vokabu-
lar auch Politiker, deren Parteien
sich jahrzehntelang überboten
haben mit schrillen Warnungen
vor Zuwanderung. Abwehrbe-
reitschaft wurde beschworen ge-
genüber den vermeintlich an-
drängenden „Sozialschmarot-
zern“ aller Länder. Die hätten es
abgesehen auf das vermeintliche
Sozialparadies in der Mitte
Europas, besonders geeignet für
ausländische Faultiere im üppi-
gen Baum des deutschen Wohl-
fahrtsstaates.

Das waren oft giftig populisti-
sche, mitunter auch sozial- und
kulturrassistische Saatbeete für
schnellwüchsige und nachhaltige
Fremdenfeindlichkeit. In ihrer
Folge erleben wir heute bereichs-
weise den Durchbruch von offe-
nem Rassismus gegenüber Musli-
men, Juden, Roma, aber auch
Flüchtlingen und Asylsuchenden.

Und jetzt plötzlich „Willkom-
menskultur“? Schauen wir ge-
nauer hin: Im Rechtsrahmen hat
sich seit dem Zuwanderungsge-
setz von 2005 Grundlegendes ge-
ändert. Aus dem griesgrämigen
„Zuwanderungsland“ mit Anwer-
bestopp als Regel und Zuwande-
rung als Ausnahme ist ein offenes
Einwanderungsland geworden.
Es versteht sich auch selber so
und verfügt heute über eines der
liberalsten Zuwanderungssyste-
me, vom prekären Asylrecht ab-
gesehen. Und auf die große Torte
hat der politische Konditor mit
der Sahnespritze das Wort „Will-
kommen“ gemalt. Willkommens-
kultur wird dabei oft als Allheil-
mittel für Probleme der sich ent-
faltenden Einwanderungsgesell-
schaft verstanden. In Wahrheit
handelt es sich meist nur umWill-
kommenstechnik. Es geht darum,
qualifizierte Zuwanderer als Ein-
wanderer auf Dauer zu bekom-
men. Sie sollen den wachsenden
Druck des demografischen Wan-
dels auf Arbeitsmarkt und Sozial-
systeme abfedern.

In Sachen Willkommenstech-
nik gibt es die vielfältigsten Kon-
zepte und Initiativen für Unter-
nehmen, Ausländerbehörden und
Kommunalverwaltungen. Sie sind
hilfreich, aber kein Ersatz für In-
klusionspolitik im Sinne einer
teilhabeorientierten Gesell-
schaftspolitik als Fundament für
Willkommenskultur. Gelebte
Willkommenskultur muss mehr
sein als eine nette Verbindung

von attraktiver Außenwerbung
und freundlichen Begrüßungsri-
tualen im aufgeklärten Eigeninte-
resse an möglichst qualifizierten
Neuzuwanderern. Denn das wäre
nichts anderes als jene Willkom-
menstechnik, die von PR-Agentu-
ren angeboten wird.

Das Gleiche gilt für die neuer-
dings viel beschworene Anerken-
nung. Gemeint ist damit meist, im
Sinne des Anerkennunsgesetzes
zur Fachkräftesicherung von
2012, die Anerkennung des von
Migranten mitgebrachten sozia-
len und kulturellen Kapitals. Im
engsten Sinne geht es um die An-
erkennung ihrer formalen Ab-
schlüsse und beruflichen Erfah-
rungen. Auch das ist wichtig und
nötig, für sich allein aber nur An-
erkennungstechnik und noch kei-
ne Anerkennungskultur; denn die
darf kein qualifikationsorientier-
tes Selektionsprogramm sein.

Im Gegensatz zu Willkom-
mens- und Anerkennungstechnik
am Hauseingang müssen Aner-
kennungs- und Willkommenskul-
tur auch das Innenleben im ge-
sellschaftlichen Haus verändern.
Das betrifft den Umgang mit der
schon seit Generationen im Land
lebenden Einwandererbevölke-
rung, auch wenn sie zum Beispiel
muslimisch-türkischer Herkunft
ist. Gäbe es schon die viel ge-
rühmte Willkommenskultur auch
im Inneren und nicht nur Will-
kommenstechnik in der plakati-
ven Außenwerbung und am
Hauseingang, dann würden nicht
so viele hier ausgebildete Qualifi-
zierte und Hochqualifizierte mit
türkischem Migrationshinter-
grund an Auswanderung in die
fremde Heimat ihrer Eltern den-
ken. Sie werden wegen ihrer
schon am Namen ablesbaren Her-
kunft bei der Jobsuche nach wie
vor benachteiligt.

Damit nicht genug: In einer
schon mehrere Generationen von
Einwanderern umfassenden Ge-
sellschaft kann es nicht mehr nur
um die Inklusion von Migranten
gehen. Es geht um eine teilhabe-
orientierte Gesellschaftspolitik
für alle, ob nun mit oder ohne
den sogenannten Migrationshin-
tergrund, der Einwanderern in
diesem Land anhaftet wie ein erb-
liches Vorstrafenregister. Auch
die Mehrheitsbevölkerung muss
gesellschaftspolitisch begleitend
einbezogen werden im eigendy-
namischen und unübersichtli-
chen Wandel zur Einwanderungs-
gesellschaft. Sonst wächst trotz
zunehmender Akzeptanz von Zu-
wanderung die Zahl derer, die
sich als Fremde im eigenen Land
übergangen fühlen und sich ag-
gressiv gegen „Überfremdung“
wenden. Deshalb brauchen wir
eine für alle tragfähige Inklusi-

onsdefinition. Sie könnte lauten:
Inklusion ist messbar am Grad
der Teilhabe an den zentralen Be-
reichen des gesellschaftlichen Le-
bens. Die reichen von der vor-
schulischen Erziehung über Bil-
dung, Ausbildung und Teilhabe
am Arbeitsmarkt sowie an den so-
zialen und rechtlichen Schutzsys-
temen bis hin zur politischen Teil-
habe, die vom rechtlichen Status
abhängig ist. Inklusionsförderung
wäre dann das Streben nach mög-
lichst chancengleichen Teilhabe-

angeboten für alle, unabhängig
von der sozialen, kulturellen oder
ethnischen Herkunft. Es geht
nicht um die Illusion gleicher
Teilhabe, sondern um das Streben
nach möglichst gleichen Teilha-
bechancen. Erst das böte eine
tragfähige Basis für Willkom-
menskultur.

Über Behördenreformen und
Diversity-Konzepte für Unter-
nehmen hinaus ist der Weg zur
gelebten Willkommenskultur
also noch weit. Eine bloß appel-

lative Willkommenskultur mit
einem Mix von kommunikati-
ven Anerkennungs- und Will-
kommenstechniken ist kein Er-
satz für teilhabeorientierte Ge-
sellschaftspolitik und eher ein
aktueller Beitrag zum alten
Märchen von des Kaisers neuen
Kleidern.

Klaus J. Bade ist Migrationsforscher
und Publizist. Er ist Mitgründer des Os-
nabrücker „Instituts für Migrationsfor-
schung und Interkulturelle Studien“.

KLAUS J. BADE

WAS IST GERECHT?
Das ist unser Thema.

ENGAGEMENT

Am heutigen Montag und morgen am
Dienstag findet im Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge (BAMF) in
Nürnberg die Tagung „Anerkennung
vor Ort – bürgerschaftliches Engage-
ment interkulturell öffnen und stär-
ken“ statt. Das BAMF, dessen Beirat
Klaus J. Bade ist, leitet ein bundes-
weites Großprojekt über „Willkom-
menskultur“ in zehn Bundesländern.

ANZEIGE

Willkommenskultur
ist in Wahrheit
nur Willkommenstechnik

Obama knickt ein
US-Präsident verschiebt Reform der Einwanderungsgesetze

Von Damir Fras

WASHINGTON. Barack Obama läuft
Gefahr, die für US-Präsident-
schaftswahlen wichtige Latino-
Gemeinde und seine demokrati-
sche Partei dauerhaft zu entfrem-
den. Überraschend hieß es am
Wochenende aus dem Weißen
Haus, der Präsident werde die
Einwanderungsgesetze nun doch
erst nach den Kongresswahlen
Anfang November reformieren.
Ende Juni hatte Obama noch ver-
sprochen, er werde schon Anfang
September handeln und per De-
kret möglicherweise Millionen
von illegalen Einwanderern ein
Bleiberecht in
den USA sichern.
Doch den Wider-
stand in der eige-
nen Partei hatte
Obama offenbar
unterschätzt.

In den letzten
Wahlen bestätig-
te sich eine ein-
fache Grundre-
gel: Die Latinos
in den USA wäh-
len mehrheitlich
die Demokraten.
So war es bei den
Präsidentschafts-
wahlen 2008
und 2012, als Obama zweimal die
Mehrzahl der Stimmen aus der
hispanischen Gemeinde bekam.
Ein Grund dafür war die Auffas-
sung, dass nur die Demokraten
bereit sein würden, das aus der
Zeit gefallene Einwanderungs-
recht zu modernisieren. Die Re-
publikaner dagegen seien ledig-
lich darauf fixiert, Reformen zu
blockieren.

Inzwischen leben mehr als elf
Millionen Illegale in den USA, oh-
ne die nach Expertenauffassung

die Volkswirtschaft großen Scha-
den erleiden würde. Diesen Ein-
wanderern droht jedoch ständig
die Abschiebung; Bürgerrechte
genießen sie nicht.

Zunächst hatte es tatsächlich
den Anschein, als würde Obama
liefern. Nach vergeblichen Versu-
chen, das Einwanderungsrecht
durch die beiden Parlamentskam-
mern reformieren zu lassen, han-
delte er vor gut zwei Jahren ei-
genmächtig. Über eine Präsidial-
verordnung legte er ein Pro-
gramm auf, dass die Deportation
von mehr als 500000 Immigran-
ten auf unbestimmte Zeit verhin-
dert. Dieser Schritt sicherte Oba-

ma viele Latino-
Stimmen für die
Wiederwahl im
November 2012.

Aus dem Wei-
ßen Haus war
über den Som-
mer hinweg ge-
zielt gestreut
worden, dass
nun möglicher-
weise eine noch
größere Reform
zu erwarten sei.
Eine Idee, die of-
fenbar verfolgt
wurde: Wer seit
einigen Jahren in

den USA lebt und sich an die Ge-
setze gehalten hat, darf mit ei-
nem dauerhaften Schutz vor Ab-
schiebung rechnen. Das könnte
bis zu fünf Millionen Einwande-
rer betreffen, die bislang ohne Pa-
piere in den USA leben.

Selbst am Freitag vergangener
Woche erweckte der US-Präsi-
dent noch den Eindruck, als stün-
de eine Entscheidung kurz bevor.
Während einer Pressekonferenz
zum Ende des Nato-Gipfels in Wa-
les sagte Obama, er werde „schon

sehr bald“ über seine nächsten
Schritte befinden. Das klang zwar
nicht mehr ganz so eindeutig wie
noch einige Wochen zuvor. Aber
ein völliger Rückzug war es auch
nicht.

Umso überraschender dann
am Wochenende die Nachricht,
dass die Reform erst einmal ver-
schoben sei. Zahlreiche Demokra-
ten, die sich im November in den
Senat oder das Repräsentanten-
haus in Washington wählen las-
sen wollten, hatten die Sommer-
pause genutzt und Druck auf das
Weiße Haus ausgeübt. Sie be-
fürchten, ein Alleingang des Prä-
sidenten zum jetzigen Zeitpunkt
könne sie entscheidende Stim-
men aus dem Lager der Nicht-La-
tino-Wähler in ihren Heimatstaa-
ten kosten.

Das hat vor allem mit der Sor-
ge der Demokraten zu tun, dem-
nächst in beiden Parlamentskam-
mern in Washington in der Min-
derheit zu sein. Sie laufen Gefahr,
ihre knappe Mehrheit im Senat zu
verlieren. Und weil es als sicher
gilt, dass die Republikaner nach
der Wahl im November weiterhin
das Repräsentantenhaus kontrol-
lieren werden, wäre in diesem
Fall der gesamte Kongress in kon-
servativer Hand.

Obama hat sich nun diesem
Druck gebeugt und seine Reform
verschoben. In Einwanderer-Krei-
sen hat er sich damit viele Gegner
geschaffen, die ihm politisches
Taktieren auf Kosten von Men-
schen vorwerfen. Christina Jime-
nez, Chefin der einflussreichen
hispanischen Lobby-Gruppe „Uni-
ted We Dream“, sagte, man werde
„so schnell nicht vergessen“, dass
der Präsident und die Demokra-
ten wieder einmal versucht hät-
ten, die Latino-Gemeinde für
dumm zu verkaufen.

Oscar Argueta aus Honduras erntet Blaubeeren in Deblois, Maine. DAVE SHERWOOD/RTR
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Die nomina-

len Gewinne

von Unternehmen und

aus Vermögen stiegen

von 2000 bis 2013 um 62

Prozent. Die Löhne legten

um 28 Prozent zu.


